
Transatlantische Beziehungen
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Derzeit stehen die transatlantischen Beziehungen ganz unter dem Eindruck der
Anti-Terrorismus-Kampagne, die den Anschlägen auf das World Trade Center in
New York und das Pentagon in Washington D. C. am 11. September 2001 folgte.
Aber alle Einigkeitsbezeugungen und gemeinsamen Aktionen der Vereinigten
Staaten und Europas bei der Eindämmung des islamistischen Fundamentalismus
überdeckten nur kurzzeitig, dass sich das Verhältnis weiter abkühlt. Während
einige Staats- und Regierungschefs der EU ihre Befürchtungen, die USA gingen zu
einer unilateralen Außenpolitik über, auch im Anti-Terror-Kampf bestätigt sehen,
besitzt die europäische Unterstützung für die Entscheidungsträger in Washington
nur mehr eine politische, kaum mehr eine militärische Relevanz. Immer weniger
nehmen die USA die Probleme Europas und nimmt Europa die Probleme der USA
als die eigenen wahr.

Außen- und Sicherheitspolitik im Zeichen der Anti-Terror-Kampagne

Die ersten Reaktionen der Europäer auf die Terroranschläge von „Nine-Eleven"1

waren von tiefer Betroffenheit und Hilfebezeugungen geprägt. Bundeskanzler
Schröder versprach die „uneingeschränkte Solidarität" seiner Regierung, der Bun-
destag votierte mit 565:40 Stimmen dafür, den USA die eigenen Militärbasen für
eine etwaige Aktion gegen den Terrorismus zur Verfügung zu stellen, der franzö-
sische Präsident Chirac sagte die „totale Unterstützung" seines Landes zu, der bri-
tische Premier Blair kündigte an, Washington auch militärisch zur Seite zu stehen.
Am Tag nach den Attentaten aktivierten die europäischen NATO-Partner zum ers-
ten Mal in der Geschichte Artikel 5 des Washingtoner Vertrags, der den Angriff auf
ein Mitglied als einen Angriff auf die gesamte Allianz definiert. Am 2. Oktober
2001 sah es der NATO-Rat als hinreichend erwiesen an, dass es sich bei den An-
schlägen um eine Attacke von außen gehandelt habe, und rief offiziell den Bünd-
nisfall aus. Die Staats- und Regierungschefs der EU versicherten auf einem Son-
dergipfel den USA ihrer „völligen Solidarität" und versprachen ihnen weitreichen-
den Beistand.2 Auch die Öffentlichkeit in den EU-Ländern unterstützte mögliche
amerikanische Militäraktionen gegen die Urheber der Attentate in der Woche nach
den Anschlägen mit Raten zwischen 79% (Großbritannien) und 53% (Deutsch-
land). Auch die Militäraktion gegen die Taliban und AI Qaida in Afghanistan fand
eine Zweidrittel-Zustimmung bei den Bürgern Europas.' Konkretesten Ausdruck
verliehen dem gemeinsamen transatlantischen Kampf gegen den Terrorismus die
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militärischen, geheimdienstlichen und polizeilichen Hilfen der Europäer für den
Krieg in Afghanistan und die Kontrolle der Schifffahrt im Indischen Ozean, in der
Arabischen See und im unteren Roten Meer. Auch überwachte eine von Europäern
geflogene NATO-Staffel der AWACS-Aufklärungsflugzeuge während des
Afghanistan-Feldzugs den amerikanischen Luftraum. Allerdings ist dabei festzu-
halten, dass die europäische Unterstützung bis auf den militärischen Beitrag Groß-
britanniens in erster Linie symbolischer Natur ist und von den USA ohne
Schwierigkeiten selbst hätte geleistet werden können. Dies lag zum einen daran,
dass die Kontinentaleuropäer nicht über die für eine solche Operation benötigten
Waffenkategorien verfügten (z.B. ferngesteuerte Lenkwaffen, Tarnkappenbomber,
Präzisionsmunition, Aufklärungsdronen). Zum anderen hatten die US-Militärs im
Kosovo-Luftkrieg erfahren müssen, dass eine wirkungsvolle Bombardierung durch
die ständige europäische Einmischung in die Zielauswahl erschwert worden war.
Im Gegensatz zu Irak- und Kosovokrieg trat diesmal der Fall ein, dass die NATO-
Alliierten mehr Truppen und Material anboten, als die USA aus militärischen und
politischen Gründen zu nutzen bereit waren. Letztlich bleiben die Fähigkeiten (ca-
pabilities) der Europäer soweit hinter denen der Amerikaner zurück, dass ihre Stim-
me immer weniger Gewicht hat. Heute gibt die EU 140 Mrd. US-Dollar für die Ver-
teidigung aus, während die USA 347 Mrd. US-Dollar aufwenden. Dazu stimmen
die Europäer ihre Militärbudgets schlecht untereinander ab und leisten sich viel zu
große Armeen. Und während die USA pro Soldat 30.000 US-Dollar in Forschung
und Entwicklung stecken, beträgt der Vergleichswert in Europa 4.000 US-Dollar.
Dieser Trend hat nach dem 11. September 2001 sogar an Tempo zugelegt. Damit
verliert die NATO zunehmend ihre Bedeutung als traditionelle Klammer des trans-
atlantischen Verhältnisses.

Mit zunehmender Dauer wurden auch politische Diskrepanzen im jeweiligen
Verständnis der Anti-Terror-Kampagne deutlich. Für die USA hat der 11. Septem-
ber 2001 die internationale Lage so dramatisch verändert wie kein anderes Ereignis
seit dem 7. Dezember 1941, als Japan Pearl Harbor überfiel. Alle außenpolitischen
Aktionen werden in Washington seitdem primär danach beurteilt, ob und wie sie
sich in den Kampf gegen den islamistischen Fundamentalismus einfügen. Für die
Staaten Europas waren die Attentate ein abscheuliches Ereignis, das auch eine mili-
tärische Antwort legitimierte, aber sie veränderten ihre außenpolitische Problem-
lage und ihr Selbstverständnis weit weniger. Die europäischen Warnungen vor mili-
tärischen „Abenteuern" (Schröder) und die Forderungen nach einer „angemesse-
nen" (Fischer/Jospin) Reaktion der USA zeigten, dass man Washington eine Über-
reaktion zutraute. Bushs Wort von der „Achse des Bösen" (axis of evil), geäußert
in seiner State of the Union Address am 29. Januar 2002, wurde deshalb in Europa
völlig anders aufgenommen und bewertet als in den USA. Während der Präsident
dafür zuhause mehrheitliche (56%) Zustimmung erfuhr und damit die erhoffte
Mobilisierung der Bevölkerung für die nächste Etappe des Anti-Terror-Kampfes er-
reichte, erntete er in Europa Kritik, vor allem für die Einreihung des Iran neben
Nord-Korea und den Irak. Der französische Außenminister Vedrine sah darin „sim-
plistische" Politik, Bundesaußenminister Fischer warnte, „Bündnispartner sind
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nicht Satelliten", EU-Außenkommissar Patten fügte hinzu, Washington schalte auf
„unilateralistischen Schnellgang".4

Nur einer von sechs deutschen Bürgern konnte Bushs Formulierung etwas abge-
winnen. Vor allem seine Ankündigungen, Saddam Hussein von der Macht verdrän-
gen zu wollen und dafür notfalls den Krieg gegen den Terrorismus auf den Irak aus-
zuweiten, haben in Europa für eine Distanzierung von den USA gesorgt.

Seit Ende 2001 verwenden die Vereinigten Staaten und Europa verstärkt diplo-
matische Energie darauf, den eskalierenden Nahost-Konflikt zu befrieden. Obwohl
die USA unter Bush erstmals einen eigenständigen palästinensischen Staat fordern
und starken Druck auf Israels Premier Ariel Sharon ausüben, sind die meisten euro-
päischen Länder deutlich Israel-kritischer und Palästinenser-freundlicher. Bisher
hat die unterschiedliche Einschätzung der Lage in Nahost vor allem deshalb nicht
zu stärkeren Spannungen im transatlantischen Verhältnis geführt, weil alle Betei-
ligten wissen, dass die Europäer in dieser Region allenfalls die Rolle eines Junior-
partners der USA spielen können. Das gilt ebenfalls für die amerikanisch-rus-
sischen Beziehungen, wo der Anti-Terror-Kampf und der Abschluss eines Vertrages
über die Reduzierung der Atomsprengköpfe am 25. Mai 2002 demonstrierten, dass
sich Bush und Putin verständigen können, ohne dass Europa als Vermittler benötigt
wird.

Allerdings gibt es auch außenpolitische Bereiche, in denen Europäer und Ameri-
kaner erfolgreich kooperieren. So ist die mehrheitlich europäische internationale
Schutztruppe in Afghanistan, die unter britischer Führung nach Kabul entsandt
wurde, dem amerikanischen Central Command unterstellt. Und bei der Bewälti-
gung der Krise in Montenegro schloss sich die Bush-Administration der EU-Poli-
tik an, obwohl es in den USA viel Sympathie für die Unabhängigkeit der Montene-
griner gibt.

Erfolge und Fehlschläge in den Wirtschaftsbeziehungen

Bei den transatlantischen Wirtschaftsbeziehungen gab es Licht und Schatten. Den
größten Erfolg stellt zweifellos die Lancierung einer neuen Welthandelsrunde auf
der WTO-Ministertagung in Doha (Qatar) im November 2001 dar. Unter der um-
sichtigen Führung des US-Handelsbeauftragten Zoellick und EU-Außenhandels-
Kommissar Lamy gelang es den Partnern, eine gemeinsame Position zu finden und
ein Fiasko wie in Seattle im Herbst 1999 zu verhindern. Die Lehre aus Doha war:
Nur wenn EU und USA an einem Strang ziehen, ihre Fixierung auf die heimischen
Interessengruppen einschränken und gemeinsam führen, ist eine weitere Liberali-
sierung des Welthandels zu erreichen.

Allerdings gab es auch Rückschläge, den schwersten am 5. März 2002, als US-
Präsident Bush einen dreijährigen Schutzzoll von bis zu 30% auf Stahlimporte ver-
hängte. Die EU war als größter Stahllieferant davon besonders hart betroffen und
klagte umgehend bei der Welthandelsorganisation (WTO). Ende März verabschie-
dete die Kommission ihrerseits Schutzzölle und legte eine Sanktionsliste mit US-
Produkten vor. Obwohl Lamy öffentlich jede Verbindung mit anderen Konflikt-
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feldern ablehnte, verschärfte der Stahlstreit auch die Auseinandersetzung über jene
amerikanischen Firmen, die Exporte über Offshore-Gebiete abwickeln und damit
Steuern umgehen. Brüssel war mit einer entsprechenden Klage bei der WTO im
Juni 2001 siegreich gewesen und erwägt seitdem Handelssanktionen im Wert von
bis zu 4,6 Mrd US-Dollar. Auf dem halbjährlichen USA-EU-Gipfel am 2. Mai 2002
in Washington nahmen beide Seiten zwar eine konziliantere Haltung in der Steuer-
frage ein, aber im Stahlstreit verhärteten sich die Positionen. Die Drohung der EU,
schon vor der Entscheidung über ihre Klage Sanktionen gegen amerikanische
Zitrusfrüchte und Textilien zu verhängen, beantwortete Zoellick mit der Gegen-
drohung, dann die WTO wegen der EU-Importbeschränkungen für genetisch ver-
änderte Lebensmittel aus den USA anzurufen.5 In der Tat birgt der Agrarbereich
mittel- und langfristig das größte Konfliktpotenzial. Im Gegensatz zu früher
rücken die USA immer mehr in die Rolle des Hauptverantwortlichen für die
Spannungen. Im Mai 2002 beerdigte der Kongress nämlich den Freedom to Farm
Act von 1996, der einen drastischen Subventionsabbau für die Landwirtschaft vor-
sah, und kehrte zum traditionellen Stützungssystem zurück. Nicht nur provoziert
Washington damit einen weiteren Disput mit der WTO, sondern es gefährdet auch
die in Qatar vereinbarte 9. Welthandelsrunde, wo den Entwicklungsländern ein
Abbau der Agrarsubventionen in den Industriestaaten zugesagt wurde.6

Auch beim Kartellrecht verschärften sich die Spannungen. In den letzten Jahren
hat die EU-Wettbewerbsbehörde Unternehmenszusammenschlüsse immer kri-
tischer überprüft, was seinen Höhepunkt am 3. Juli 2001 im Verbot der Übernahme
von Honeywell durch General Electric fand. Das US-Justizministerium hatte die
Fusion der beiden amerikanischen Firmen bereits gebilligt. Dabei handelt es sich
nicht um einen Einzelfall. Vielmehr liegen der Kartellpolitik auf beiden Seiten des
Atlantiks divergierende Philosophien zugrunde: Die US-Behörden vertrauen in die
Funktionstüchtigkeit der Märkte und intervenieren nur, wenn es Beweise für
Geschäftspraktiken zum Nachteil der Kunden gibt. Die EU-Wettbewerbsbehörde
dagegen scheint eine „richtige" Marktstruktur anzustreben und die Interessen der
Wettbewerber über die der Konsumenten zu stellen.7 Insgesamt verschärfte sich
auch im Untersuchungsjahr ein Trend, der schon seit längerem zu beobachten ist:
Je mehr sich die Wirtschaftsbeziehungen intensivieren und je weniger objektivier-
bare Handelsrestriktionen wie Zölle oder Quoten es gibt, desto stärker rücken wirt-
schafts-kulturelle Unterschiede in den Mittelpunkt der Auseinandersetzungen. Der
US-Wirtschaftsjournalist Robert Samuelson hat dafür den Begriff „Culturnomics"
geprägt.

Im Berichtsjahr schlug sich der Euro besser, als es sein Wechselkurs im Verhält-
nis zum Dollar (zwischen 0.84 und 0.95) vermuten lassen könnte. Angesichts des
hohen amerikanischen Leistungsbilanzdefizits von mehr als 4% des Bruttosozial-
produkts im Jahr 2001 und der Rückkehr von Haushaltsdefiziten gehen die meisten
Ökonomen von einer Abschwächung des Dollar aus. Der Anteil der europäischen
Gemeinschafts Währung stieg 2001 bei der Ausgabe von Geldmarktpapieren auf
24% und bei Anleihen auf 31%. Bei den Weltwährungsreserven liegt der Euro zwar
nur bei 13%, aber bei Geschäften an den Devisenmärkten ist er zu 38% beteiligt
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und mehr als 50 Länder verankern heute ihre Währung mit dem Euro.8 Langfristig
wird der Euro die Dominanz des Dollar an den internationalen Kapitalmärkten
zurückdrängen.

Kulturelle Unterschiede

Zwar schob „Nine-Eleven" die kulturellen Divergenzen zwischen der Alten und der
neuen Welt etwas in den Hintergrund, aber sie bilden nach wie vor einen zentralen
Bereich transatlantischer Entfremdung. Von den alten Streitpunkten sind es vor
allem zwei Probleme, die die transatlantischen Beziehungen belasten: Zum einen
die Weigerung der Bush-Administration, das Kyoto-Protokoll zu ratifizieren, zum
anderen ihre Ankündigung, dem Internationalen Strafgerichtshof nicht beizutreten,
ja, die von Clinton geleistete Unterschrift rückgängig zu machen. Solche Allein-
gänge Washingtons verstärken die Tendenzen in der EU, sich als Promotor von
Multilateralismus und globalen Normen von den USA abzugrenzen. Im Zuge der
amerikanischen Anti-Terror-Kampagne entstanden sogar neue Konfliktfelder. Ver-
schärft wurden die Spannungen durch die amerikanischen Pläne, in Guatanamo
internierte AI Qaida-Kämpfer nicht als Kriegsgefangene gemäß der Genfer Kon-
vention zu behandeln und sie eventuell vor Militärtribunale zu stellen. Während die
USA dieses Vorgehen durch UN-Resolution 1373 (2001) gedeckt sehen, die als Ziel
die Verhinderung und Unterdrückung terroristischer Anschläge postuliert, machen
die Europäer daraus eine Wertfrage.9 Andere Maßnahmen der US-Regierung mit
dem Ziel, den Kampf gegen Terroristen im Inneren wirksamer zu gestalten, veran-
lassten Europäer zu kritischen Kommentaren über die Qualität der amerikanischen
Demokratie. Schließlich spielt das Thema „Todesstrafe" weiterhin eine Rolle in den
transatlantischen Beziehungen. Am 26. April 2002 beschloss der EU-Justiz-Minis-
terrat, den Verzicht auf die Todesstrafe und eine lebenslange Inhaftierung zur Vor-
aussetzung dafür zu erklären, mit den USA in Rechtsfragen zusammenzuarbeiten.
Ein deutsch-amerikanisches Justizabkommen scheiterte bisher daran, dass Berlin
auf dem Ausschluss der Todesstrafe beharrt. Die Forderung der UN-Kinderkon-
ferenz vom 8.-10. Mai 2002, die Todesstrafe für Minderjährige zu verbieten, wurde
von Washington als unzulässige Einmischung in die inneren Angelegenheiten ab-
gelehnt. Aber auch die USA schalten sich beharrlich in innereuropäische Fragen
ein. Die schrillen Warnungen zahlreicher amerikanischer Publizisten, die Wahler-
folge von Rechtsextremisten und Rechtspopulisten in Europa belegten einen wach-
senden Antisemitismus, veranlassten EU-Außenkommissar Patten am 8. Mai 2002
sogar zu einem vehementen Widerspruch in der Washington Post.10

Tendenzen und Ausblick

Die im Zuge des Anti-Terror-Krieges vielbeschworenen Gemeinsamkeiten haben
das transatlantische Verhältnis nur kurzfristig mit einem neuen Sinn erfüllt. Lang-
fristig könnten die Ereignisse im Gefolge des 11. September 2001 die Beziehungen
sogar deutlich schwächen. Sie verändern nämlich die ohnehin auseinanderlaufen-
den Weltsichten zu beiden Seiten des Atlantiks dramatisch: Während die Vereinig-
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ten Staaten eine neue Mission für ihr internationales Engagement gefunden haben,
erweisen sich die europäischen Staats- und Regierungschefs als unwillig oder unfä-
hig, die neue amerikanische Weltpolitik auch zu unterstützen. Immer mehr scheint
sich die internationale Arbeitsteilung nach der Formel zu richten: „The US fights,
the UN feeds, the EU funds." Dies ist aber keine ausreichende Voraussetzung für
eine gleichberechtigte Partnerschaft. Zeigen die USA nicht mehr Bereitschaft, euro-
päische Sorgen ernst zu nehmen und die Europäer an ihren Planungen zu beteiligen,
zeigen die Länder Europas nicht größeren Willen, militärische Impotenz durch
moralische Überlegenheitsgefühle zu kompensieren, dann kann „Nine-Eleven" als
Katalysator für einen tiefen Bruch in den transatlantischen Beziehungen wirken.
Während der Europareise von Präsident Bush vom 22.-29. Juni 2002 wurde der
Graben, der sich in der Bewertung des internationalen Terrorismus zwischen
Europa und den USA auftut, von beidem Seiten nur rhetorisch überdeckt. Das
nächste Jahr dürfte entscheidend für die Beantwortung der Frage werden, ob das
transatlantische Verhältnis seinen Sonderstatus in der internationalen Politik behal-
ten kann, den es seit 1941 einnimmt.
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